
	1.1.8.
ERGÄNZENDER FRAGEBOGEN ZU BEIHILFEN FÜR ÖKOLOGISCHEN/BIOLOGISCHEN LANDBAU



Dieser Fragebogen ist für die Anmeldung von staatlichen Beihilfen für den ökologischen/biologischen Landbau gemäß der Beschreibung in Teil II Abschnitt 1.1.8. der Rahmenregelung für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten (im Folgenden „Rahmenregelung“) zu verwenden.
Bitte füllen Sie neben dem vorliegenden Fragebogen den allgemeinen Fragebogen für die Anmeldung staatlicher Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten zu den allgemeinen Förderbedingungen für staatliche Beihilfen aus.
1. Wir die Beihilfe ausschließlich Unternehmen gewährt, die in der landwirtschaftlichen Primärproduktion tätig sind?
|_|	ja			|_|	nein
2. Handelt es sich bei den Begünstigten um landwirtschaftliche Unternehmen oder Zusammenschlüsse von landwirtschaftlichen Unternehmen, die sich freiwillig verpflichten, ökologische/biologische Bewirtschaftungsverfahren und -methoden gemäß der Verordnung (EU) 2018/848 des Rates[footnoteRef:1] einzuführen oder beizubehalten? [1:  EUR-Lex - 32018R0848 - DE - EUR-Lex (europa.eu)] 

|_|	ja			|_|	nein
3. Werden die Beihilfen nur für Verpflichtungen gewährt, die über folgende Standards und Anforderungen hinausgehen? Bitte wählen Sie aus:
|_|	a) die einschlägigen Grundanforderungen an die Betriebsführung und die GLÖZ-Standards gemäß Titel III Kapitel I Abschnitt 2 der Verordnung (EU) 2021/2115[footnoteRef:2]; [2:  EUR-Lex - 32021R2115 - DE - EUR-Lex (europa.eu)] 

|_|	b) die einschlägigen Grundanforderungen für den Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln und für das Tierwohl sowie sonstige verpflichtende Anforderungen gemäß nationalem und Unionsrecht;
|_|	c) die Bedingungen für die Erhaltung der landwirtschaftlichen Fläche gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2021/2115.
Bitte beachten Sie, dass gemäß Randnummer 258 der Rahmenregelung die entsprechenden Standards und Anforderungen in der Anmeldung der Beihilfe bei der Kommission genannt und beschrieben sein müssen.
4. Wenn das nationale Recht Standards und Anforderungen für den Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln vorschreibt, die über die entsprechenden im Unionsrecht festgelegten Mindestanforderungen hinausgehen, wird die Beihilfe für Verpflichtungen gewährt, die zur Erfüllung dieser nationalen Standards und Anforderungen beitragen?
|_|	ja			|_|	nein
5. Falls Frage 4 dieses ergänzenden Fragebogens mit „Ja“ beantwortet wurde, wird diese Beihilfe für einen Zeitraum von höchstens 24 Monaten ab dem Zeitpunkt gewährt, zu dem die Anforderungen für den Betrieb verbindlich werden?
|_|	ja			|_|	nein
6. Wird die Beihilfe für Verpflichtungen gewährt, die für einen Anfangszeitraum von fünf bis sieben Jahren eingegangen werden?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte geben Sie die Dauer an:..............................................................................
7. Falls die Beihilfe für Verpflichtungen gewährt wird, die für einen Zeitraum von mehr als sieben Jahren eingegangen werden, ist dann der längere Zeitraum erforderlich, um die angestrebten Umweltvorteile zu erreichen oder zu erhalten?
|_|	ja			|_|	nein
Falls ja, begründen Sie bitte, warum für die Art der geförderten Verpflichtung(en) ein längerer Zeitraum erforderlich ist:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………
Bitte beachten Sie, dass, wenn es zur Erreichung oder Erhaltung der angestrebten Umweltvorteile erforderlich ist, die Mitgliedstaaten gemäß Randnummer 260 der Rahmenregelung einen längeren Zeitraum festlegen können, unter anderem indem sie nach Ablauf des Anfangszeitraums Verlängerungen um jeweils ein Jahr vorsehen.
8. Werden Beihilfen für die Umstellung auf ökologischen/biologischen Landbau gewährt, wird dann ein kürzerer Anfangszeitraum als der in Frage 6 dieses ergänzenden Fragebogens festgelegt?
|_|	ja			|_|	nein
Falls ja, geben Sie bitte die Dauer an: …………………………………………
Bitte beachten Sie, dass, wenn Beihilfen für die Umstellung auf ökologischen/biologischen Landbau gewährt werden, die Mitgliedstaaten gemäß Randnummer 260 der Rahmenregelung einen kürzeren Anfangszeitraum von mindestens einem Jahr festlegen können.
9. Wenn die Beihilfe für neue Verpflichtungen zur Erhaltung gewährt wird, die sich unmittelbar an die Verpflichtung anschließen, die in dem in Frage 6 dieses ergänzenden Fragebogens genannten Anfangszeitraum eingegangen wurde, wird dann ein kürzerer Zeitraum als der in Frage 6 genannte Zeitraum festgelegt?
|_|	ja			|_|	nein
Falls ja, geben Sie bitte die Dauer dieses Zeitraums an:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………
Bitte beachten Sie, dass gemäß Randnummer 260 der Rahmenregelung bei neuen Verpflichtungen zur Erhaltung, die sich unmittelbar an die Verpflichtung des Anfangszeitraums anschließen, die Mitgliedstaaten einen kürzeren Zeitraum von mindestens einem Jahr festlegen können.
10. Haben die Unternehmen, die Vorhaben gemäß diesem Abschnitt der Rahmenregelung durchführen, Zugang zu den einschlägigen Kenntnissen und Informationen, die für die Durchführung solcher Vorhaben erforderlich sind, und erhalten diejenigen, die dies wünschen, angemessene Schulungen und Zugang zu Fachwissen, um die Landwirte, die sich zur Änderung ihrer Produktionssysteme verpflichten, zu unterstützen?
|_|	ja			|_|	nein
11. Bitte geben Sie die beihilfefähigen Kosten an:
|_|	a) Ausgleichszahlungen für die Gesamtheit oder einen Teil der zusätzlichen Kosten aufgrund der Verpflichtungen;
|_|	b) Einkommensverluste aufgrund der Verpflichtungen;
|_|	c) Transaktionskosten.
Falls die Beihilfe auch für Investitionskosten gewährt wird, verweisen wir auf den ergänzenden Fragebogen 1.1.1.1 über Beihilfen für Investitionen in landwirtschaftliche Betriebe im Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen Primärproduktion bzw. Fragebogen 1.1.1.3 über Beihilfen für Investitionen in die Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse.
12. Bitte nennen Sie die Beihilfeintensität: …………………………………………………..
Bitte beachten Sie, dass gemäß Randnummer 268 der Rahmenregelung die Beihilfeintensität nicht mehr als 100 % der beihilfefähigen Kosten betragen darf.
13. Falls die Beihilfe für Transaktionskosten gewährt wird, begründen Sie dies bitte und erläutern Sie diese Kosten:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………
14. Bitte geben Sie die Beihilfeintensität für Transaktionskosten an:.................................
Bitte beachten Sie, dass die Beihilfe gemäß Randnummer 263 der Rahmenregelung die notwendigen Transaktionskosten bis zu einem Wert von 20 % der für die Verpflichtung gezahlten Prämie oder bis zu 30 % decken kann, wenn die Verpflichtungen von Zusammenschlüssen von Unternehmen eingegangen werden.
15. Wird die Beihilfe für im Zusammenhang mit Verpflichtungen zu ökologischem/biologischem Landbau anfallende Transaktionskosten gewährt?
[bookmark: Check1]|_|	ja			|_|	nein
Falls ja, erbringen Sie bitte einen überzeugenden Kostennachweis, beispielsweise durch Kostenvergleiche mit landwirtschaftlichen Unternehmen, die diese Verpflichtungen nicht eingegangen sind:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………
16. Werden Beihilfen zur Deckung von Transaktionskosten für die Weiterführung von Verpflichtungen gewährt, die in der Vergangenheit bereits eingegangen wurden?
|_|	ja			|_|	nein
Falls ja, weisen Sie bitte nach, dass diese Kosten nach wie vor anfallen oder dass neue Transaktionskosten entstehen:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………
Bitte beachten Sie, dass die Kommission gemäß Randnummer 264 der Rahmenregelung keine staatlichen Beihilfen zur Deckung von Transaktionskosten für die Weiterführung von Verpflichtungen zu ökologischem/biologischem Landbau genehmigt, die in der Vergangenheit bereits eingegangen wurden, es sei denn, der Mitgliedstaat weist nach, dass diese Kosten nach wie vor anfallen oder neue Transaktionskosten entstehen.
17. Werden die Transaktionskosten auf der Grundlage von Durchschnittskosten berechnet?
|_|	ja			|_|	nein
Falls ja, weisen Sie bitte nach, dass insbesondere große Unternehmen keine Überkompensation erhalten:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………
18. Werden die Transaktionskosten auf der Grundlage von Durchschnittsbetrieben berechnet?
|_|	ja			|_|	nein
Falls ja, weisen Sie bitte nach, dass insbesondere große Unternehmen keine Überkompensation erhalten:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………
19. Bitte bestätigen Sie, dass ein Mitgliedstaat, soweit Transaktionskosten auf der Grundlage von Durchschnittskosten und/oder Durchschnittsbetrieben berechnet werden, bei der Berechnung des Ausgleichs berücksichtigt, ob die betreffenden Transaktionskosten pro Unternehmen oder pro Hektar anfallen:
|_|	ja			|_|	nein
20. Bitte bestätigen Sie, dass für Verpflichtungen im Rahmen einer Agrarumwelt- und Klimamaßnahme oder für Kosten, die unter Beihilfen für die Teilnahme an Qualitätsregelungen fallen, im Rahmen dieses Abschnitts keine Beihilfen gewährt werden:
|_|	ja			|_|	nein
21. Wird die Beihilfe je Hektar gewährt?
|_|	ja			|_|	nein
22. Wird die Beihilfe als Pauschalbetrag gewährt?
|_|	ja			|_|	nein
Falls ja, begründen Sie dies bitte:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………
Bitte beachten Sie, dass Beihilfen gemäß Randnummer 269 der Rahmenregelung nur in hinreichend begründeten Fällen als Pauschalbetrag gewährt werden können.
23. Wird die Beihilfe als Einmalzahlung je Einheit gewährt?
|_|	ja			|_|	nein
Falls ja, begründen Sie dies bitte:
…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………
Bitte beachten Sie, dass Beihilfen gemäß Randnummer 269 der Rahmenregelung nur in hinreichend begründeten Fällen als Einmalzahlung je Einheit gewähren können.

	
ÜBERPRÜFUNGSKLAUSEL


24. Ist für im Rahmen dieses Abschnitts der Rahmenregelung unterstützte Vorhaben eine Überprüfungsklausel vorgesehen?
|_|	ja			|_|	nein
Bitte beachten Sie, dass gemäß Randnummer 647 der Rahmenregelung der Mitgliedstaat verpflichtet ist, eine Überprüfungsklausel einzuführen, um sicherzustellen, dass die Vorhaben angepasst werden können, falls die in Teil II Abschnitt 1.1.8. der Rahmenregelung genannten relevanten verpflichtenden Standards, Anforderungen oder Auflagen, über die die in dem Abschnitt genannten Verpflichtungen hinausgehen müssen, geändert werden.
25. Geht die Beihilfemaßnahme über den Programmplanungszeitraum für die Entwicklung des ländlichen Raums 2023–2027 hinaus?
|_|	ja			|_|	nein
Falls ja, weisen wir darauf hin, dass gemäß Randnummer 648 der Rahmenregelung für Vorhaben gemäß Teil II Abschnitt 1.1.8. der Rahmenregelung eine Überprüfungsklausel enthalten sein muss, um deren Anpassung an den Rechtsrahmen für den folgenden Programmplanungszeitraum für die Entwicklung des ländlichen Raums zu ermöglichen.
SONSTIGE ANGABEN
Machen Sie hier bitte gegebenenfalls sonstige Angaben, die für die Würdigung der betreffenden Maßnahme nach diesem Abschnitt der Rahmenregelung von Belang sind:
………………………………………………………………………………………………….
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